ee 
„ù j die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


FF 


(Nr. 7627.) Geſetz, betreffend die Deckung der im Jahre 1870. erforderlichen Ausgaben zur 
weiteren Vervollſtändigung und beſſeren Ausrüſtung von Staatseiſen⸗ 
bahnen. Vom 7. März 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, was folgt: 


* Ä 
| Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten iſt ermächtigt, 
zur Beſtreitung der im Jahre 1870. erforderlichen Ausgaben für weitere Ver⸗ 
vaollſtändigung und beſſere Ausrüſtung von Staatseiſenbahnen: 


I. Weſtphäliſche Eiſenbahn: 

1) für die Erweiterung der Werkſtätten zu Paderborn 

i 45,000 Rthlr. — Sgr. — Pf. 
2) für die Anlage eines zweiten polygonalen 

Lokomotivſchuppens auf dem Bahnhofe 

/ 57,0000j⸗ . -. 
3) zur Vermehrung der Betriebsmittel um 

73 bedeckte und 150 offene Güterwagen, 

ſowie 12 Perſonenwagen 267,598 = 1 


Summa J. = 369,598 Rthlr. 2 Sgr. 9 Pf. 


II. Saarbrücker Eiſenbahn: 

1) für Erweiterung des Bahnhofes zu St. Johann 
a 5 100,000 Rthlr. — Sgr. — Pf. 
2) für Erweiterung der Station Louiſenthal 17/5000 * — > 
3) zur Vermehrung der Betriebsmittel um 

50 offene Güterwagen, 20 Perſonen⸗ 

wagen und 2 Lokomotiven ! + 
Summa II. = 228,950 Rthlr. — Sgr. — Pf. 
Jahrgang 1870. (Nr. 7627.) 33 III. Han⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 30. März 1870. 
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| III. Hannoverſche Eiſenbahn: 
1) für den Umbau hölzerner Brücken .. 101,160 Rthlr. — Sgr. 


2) für Beſchaffung von Centeſimalwaagen 
und zur Erweiterung der Gasanſtalt 


auf dem Bahnhofe zu Hannover ..... 20,00 - — 
3) für weitere Ausrüſtung der Werkſtätten 14,00 » — . 
4) für Erweiterung von Bahnhöfen ..... 301,000 = — » 
5) zur Vermehrung der Betriebsmittel... 153,00 --. 
Summa III. 589,160 Rthlr. — Sgr. — Pf. 
hierzu Fh en 
„„ 


zufammen = 1,187,708 Rthlr. 2 Sgr. 9 Pf. 

a) den Reſtbeſtand des durch das Geſetz vom 25. März 1869. auf⸗ 

elöſten Garantiefonds für das Breslau-Poſen⸗Glogauer und das 
Poſen ⸗Thorn-Bromberger Eiſenbahn-Unternehmen, 

b) die Erſparniſſe aus den durch das Geſetz vom 26. Mai 1865. für 

den Bau der Eiſenbahn von Danzig nach Neufahrwaſſer, von 
Heppens nach Oldenburg, ſowie zur Beſtreitung der Koſten des 
Grunderwerbs für die Berlin⸗Küſtriner Eiſenbahn zur Verfügung 
geſtellten Fonds, 

e) den auf 151,713 Rthlr. 24 Sgr. 2 Pf. ſich beziffernden Reſtbetrag 
des auf Grund des Vertrages zwiſchen der früheren Kurfürſtlich 
Heſſiſchen Regierung und der Kurfürſt⸗Friedrich⸗Wilhelms⸗Nordbahn⸗ 
(Heſſiſchen Nordbahn-) Geſellſchaft vom 13. Dezember 1861. von 
der letzteren für das ihr unwiderruflich eingeräumte Recht der Mit 
benutzung der zur Main⸗Weſer⸗Bahn gehörigen Bahnſtrecke Kaſſel⸗ 
Guntershauſen zu zahlenden Antheils an den Anlagekoſten dieſer 
Strecke, 

d) die von dem Bremiſchen Staat als Miteigenthümer der Wunftorf- 
Bremer⸗ und Bremen ⸗Geeſter Bahnſtrecken für die Preußiſcher 
Seits in den Jahren 1868. und 1859. erfolgte, beziehungsweiſe 
in Ausſicht genommene Vermehrung des Betriebsmaterials der 
Hannoverſchen Staatseiſenbahnen zu erſtattende Summe von 
327,319 Rthlr. 19 Sgr. 9 Pf., 

im Geſammtbetrage von 1,187,708 Rthlr. 2 Sgr. 9 Pf. zu verwenden. 


Se 


Jede Verfügung der Staatsregierung über die unter Verwendung obiger 
Geldmittel hergeſtellten Bahnanlagen durch Veräußerung bedarf zu ihrer Rechts- 
gültigkeit der Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages. 


N f 
Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten und der 


Finanzminiſter werden mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 1 
Ye 


eg 


Alrkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. i 


Gegeben Berlin, den 7. März 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Camphauſen. 


(Nr. 7628.) Geſetz, betreffend einen Zuſatz zu dem Geſetze vom 17. Februar 1868. wegen 
Aufnahme einer Anleihe von 40 Millionen Thaler zur Deckung von 
Vorſchüſſen für Eiſenbahnanlagen, zur Beſchaffung von Betriebsmitteln 
für bereits beſtehende Eiſenbahnen und zur Erweiterung des Eifenbahn- 
netzes. Vom 7. März 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


Ni „mit Zustimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was 
olgt: 
Einziger Paragraph. 

Die im F. 1. des Geſetzes vom 17. Februar 1868., betreffend die Auf⸗ 
nahme einer Anleihe von 40 Millionen Thaler zur Deckung von Vorſchüſſen 
für Eiſenbahnanlagen 2c., unter Poſition 1. bis 11. aufgeführken Summen über⸗ 
tragen ſich gegenſeitig dergeſtalt, daß etwaige Mehrbedürfniſſe bei einzelnen Poſi⸗ 
tionen aus den noch disponibelen Mitteln bei anderen gedeckt werden können. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 7. März 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Camphauſen. 


(Nr. 76277629.) 33 (Nr, 7629.) 


x (Nr. 7629) Geſetz, betreffend die Einführungsbeſtimmungen zum Allgemeinen Deutſchen 
Handelsgeſetzbuch für das Jadegebiet und die Einführung verſchiedener 
; ſeerechtlicher Vorſchriften in daſſelbe. Vom 9. März 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Konig von Preußen . 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 


. 
Die nachſtehenden Vorſchriſten: 


1. das Geſetz, betreffend die Einführung des Allgemeinen Deutſchen Handels⸗ 
geſetzbuchs in das vormalige Königreich Hannover vom 5. Oktober 1864. 
(Hannoverſche Geſetz⸗Samml. I. Abtheilung S. 213.), ſowie die Be⸗ 
ſtimmungen, welche dieſes Geſetz abändern oder ergänzen oder zur Aus⸗ 
führung deſſelben erlaſſen ſind, | 


II. die Verordnung, betreffend die Einführung verſchiedener ſeerechtlicher 
Vorſchriften des Preußiſchen Rechts in das vormalige Königreich Han⸗ 
nover vom 24. Juni 1867. (Geſetz⸗Samml. S. 1165), inſofern die 
Beſtimmungen derſelben nicht ſchon unter den Beſtimmungen der Nr. I. 
dieſes Paragraphen inbegriffen ſind, 


treten, ſoweit ſie noch in Geltung beſtehen, und unbeſchadet der Vorſchriften des 
Bundesgeſetzes vom 5. Juni 1869. (Bundesgeſetzbl. S. 379.) in dem Jadegebiet 
mit den in den $$. 2. bis 7. enthaltenen Maaßgaben in Kraft. 


. 2. 


Hinſichtlich der Beſtimmungen der Artikel 469. 495. 496. 503. 520. 521. 
523. 538. 548. 681. und 757. Ziff. 7. des Handelsgeſetzbuchs, welche ſich auf 
den Aufenthalt des Schiffes im Heimathshafen beziehen, ſind alle Häfen, Siele 
und 1 an der Jade dem an der Jade belegenen Heimathshafen gleich 
zu achten. ü 


§. 3. ©; 
Die Führung des Handelsregiſters wird einem Amtsgericht im Bezirk des 


Obergerichts zu Aurich, die Führung des Schiffsregiſters der Landdroſtei in 
Aurich übertragen. a 
F. 4. 


Die im $. 12. des Bundesgeſetzes, betreffend die Nationalität der Kauf⸗ 
fahrteiſchiffe und ihre Befugniß zur Führung der Bundesflagge, vom 25. Okto⸗ 
ber 1867. (Bundesgeſetzbl. S. 35.) vorgeſchriebenen Anzeigen und Nachweiſungen 
erfolgen bis zur anderweiten Organiſation der Verwaltung des Jadegebiets bei 
dem Amt. i 55 

2.8628, 


l An Stelle der in den $$. 43. bis 48. des Einführungsgeſetzes vom 
5. Oktober 1864. und in der Bekanntmachung vom 4. Januar 1865. (Hanno⸗ 
verſche Geſetz-Samml. I. Abtheil. S. 19.) auf den 1. Januar 1865., beziehungs⸗ 
weiſe auf den 1. April 1865. feſtgeſetzten Zeiten treten der 1. Januar 1870., 
beziehungsweiſe der 1. Juni 1870. i 


G 
: Die auf die Größe des Logisraumes ſich beziehenden Vorſchriften im 
zweiten Abſatz des $. 26. des Geſetzes vom 26. März 1864. (Preußiſche Geſetz⸗ 
Samml. S. 693.) kreten in Betreff der Schiffe, welche vor dem 1. Januar 1870. 


bereits gebaut ſind, erſt mit dem 1. Januar 1872. in Kraft. g 


ö St 
Die nach dem dritten Abſatz des $. 26. a. a. O. den Bezirksregierungen 
zuſtehende Befugniß zur Exlaſſung von örtlichen Verordnungen über die dem 
Schiffsmann zu verabreichenden Speiſen und Getränke ſteht bis zur anderweiten 
Organiſation der Verwaltung des Jadegebiets dem Admiralitäts⸗Kommiſſariat zu. 


$. 8. 
Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden Vorſchriften werden aufgehoben. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. . f 


Gegeben Berlin, den 9. März 1870. 
(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. 


v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
i Ca mphauſen. 


(Nr. 7629—7630.) | 5 (Nr, 7630.) 


— 250 — a a 
(Nr. 7630.) Geſetz, betreffend Abänderungen des Geſetzes vom 17. Februar 1868. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 71.) über die Aufnahme einer Anleihe von 40 Millionen 


Thaler zu Bedürfniſſen der Eiſenbahnverwaltung. Vom 10. März 
1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
§. 1. 


Die Beſtimmungen im $. 4. und im Abſatz 2. und 3. des F. 6. des 
Geſetzes vom 17. Februar 1868. (Geſetz-Samml. S. 71.) werden für den mit 
20 Millionen Thaler noch nicht realiſirten Betrag der durch das angeführte 
Geſetz bewilligten Anleihe außer Anwendung geſetzt. 


Der gedachte Betrag von 20 Millionen Thaler iſt in Verſchreibungen 
der konſolidirten Anleihe (Geſetz vom 19. Dezember 1869., Geſetz-Samml. S. 1197.) 
auszugeben. 


Nicht abgehobene Zinſen dieſer Anleihe von 20 Millionen Thaler ver⸗ 
jähren binnen vier Jahren, von der Verfallzeit an gerechnet, zum Vortheil der 
Staatskaſſe. 

8. 25 

Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 10. März 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Camphauſen. 


(Nr. 7631.) 
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en (Nr. 7631.) Geſetz, betreffend die Bewilligung der zur Deckung der Ausgaben des Jahres 


1868. erforderlichen Mittel. Vom 19. März 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen at. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


SH 
Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Deckung der Ausgaben des Jahres 
1868., inſofern ſie aus den Einnahmen dieſes Jahres nicht haben beſtritten wer⸗ 
den können, bis auf Höhe von 9,730,000 Thalern folgende Mittel zu verwenden: 

1) die Einnahmen des Jahres 1869., welche nach Deckung ſämmtlicher Aus⸗ 
gaben, einſchließlich der verbleibenden Reſtausgaben, beim Rechnungs⸗ 
abſchluß disponibel ſein werden, : 

2) die einmaligen Einnahmen, welche in Folge der Abkürzung der Kredit⸗ 
friſten für die Eingangs- und Ausgangsabgaben zu erwarten ſind, 

3) die baaren und Effekten⸗Beſtände des zur Deckung von Zinſenausfällen 
für die Anlagekapitalien der Oberhauſen⸗Arnheimer Eiſenbahn, der Cöln⸗ 
Gießener Eiſenbahn und der feſten Rheinbrücke bei Cöln beſtimmt ge⸗ 
weſenen, durch das Geſetz vom 8. Februar 1869. (Gefeß-Samml. S. 350.) 
freigegebenen Garantiefonds, und 

4) die baaren Beſtände und ausſtehenden Forderungen des Staats⸗Aktiv⸗ 
kapitalienfonds inſoweit, als dieſelben nach Verwendung der zu 1. bis 3. 
bezeichneten Mittel zur Erfüllung der Summe von 9,730,000 Thalern 
erforderlich ſind. 

§. 2. 


Ueber die Ausführung dieſes Geſetzes wird dem Landtage in ſeiner näch⸗ 
ſten ordentlichen Seſſion Rechenſchaft abgelegt. 


5 $. 3. 
Der Finanzminiſter wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 19. März 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Leonhardt. Camphauſen. 


(Nr, 7681-7632) (Nr. 7632.) 
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(Nr. 7632.) Allerhöchſter Erlaß vom 19. Februar 1870,, betreffend die Verleihung der fig: 
kaliſchen Vorrechte an den Kreis Heiligenbeil, im Regierungsbezirk Königs⸗ 
berg, für den Bau und die Unterhaltung einer Zweig⸗Chauſſee von 
Rehfeld nach Deutſch-Thierau, welche bei Rehfeld an die vom Kreiſe 
unternommene Chauſſee von Heiligenbeil nach Lichtenfeld ſich anſchließt. 


1 Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den vom Kreiſe Hei⸗ 
ligenbeil, im Regierungsbezirk Königsberg, beſchloſſenen Bau einer Zweig⸗Chauſſee 
von Rehfeld nach Deutſch⸗Thierau, welche bei Rehfeld an die vom Kreiſe unter⸗ 
nommene Chauſſee von Heiligenbeil nach Lichtenfeld ſich anſchließt, genehmigt 
habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Heiligenbeil das Expropriationsrecht für 
die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Ent⸗ 
nahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für 
die Staats⸗Ehauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zu⸗ 
gleich will Ich dem genannten Kreiſe gegen Uebernahme der künftigen chauffee- 
mäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes 
nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſee⸗ 
geldtarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die 
efreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vor⸗ 
ſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen ange⸗ 
wandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 
29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen 
auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 19. Februar 1870. 
Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und den Finanzminiſter. 


Redigirt im Büreau des Staats- Ministeriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(A. v. Decker). 


